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Ende 1996 jährte sich der Grün­
dungstag der Gemeinschaft 

Unabhängiger Staaten (GUS) zum 
fünften Mal. Am 21. Dezember 
1991 hatten in Alma-Ata Rußland 
und zehn ehemalige Sowjetrepubli­
ken (neben den baltischen Staaten 
fehlte Georgien) eine Allianz verein­
bart, die „weder ein Staat noch ein 
überstaatliches Gebilde“ sein soll­
te. Als oberste Beratungs- und Ent­
scheidungsorgane wurden der „Rat 
der Staatschefs“ und der „Rat der 
Regierungschefs“ bestimmt, für ver­
bindliche Beschlüsse Einstimmig­
keit vereinbart und als ständiges 
Koordinierungsorgan in Minsk ein 
Komitee mit Sekretariat eingerich­
tet.

In den seither vergangenen fünf 
Jahren wurden auf der Grundlage 
dieser Vereinbarung rege Aktivitä­
ten entfaltet; 20 Gipfelkonferenzen 
abgehalten, Ministerräte und eine 
interparlamentarische Versammlung 
und ein zwischenstaatliches W irt­
schaftskomitee gebildet sowie mehr 
als 600 Dokumente -  ein GUS-Sta- 
tut sowie Abkommen auf den ver­
schiedensten Politikfeldern -  un­
terzeichnet. Doch die Konferenzen 
führten zu kaum greifbaren Ergeb­
nissen, und die -  nicht selten nur 
von einem Teil der Mitglieder Unter­
zeichneten -  Abkommen wurden 
nicht umgesetzt. So wurde zum 
Beispiel von der (ohne Mitwirkung 
der Ukraine und Tadschikistans be­
schlossenen) stufenweisen Ein­
führung einer Wirtschaftsunion bis­
her nicht einmal die erste Stufe, die 
Schaffung einer Zollunion, reali­
siert.

Die immer wieder geäußerte An­
sicht, die GUS sei auf dem Wege zu 
einer Konföderation oder gar zu ei­
nem neuen russischen Imperium, 
entbehrt deshalb jeder Grundlage. 
Ebenso falsch wäre es aber, die 
GUS als bloße Fiktion zu betrach­
ten, kaum mehr als ein Sammelbe­
griff für die nach dem Ausscheiden 
der baltischen Republiken verblie­
benen Nachfolgestaaten der So­
wjetunion. Zumindest gab sie den
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Rahmen ab für eine „zivilisierte 
Scheidung“ , d.h. eine halbwegs ge­
ordnete Aufteilung der Aktiva und 
Passiva und Übernahme der völ­
kerrechtlichen Verpflichtungen der 
ehemaligen Sowjetunion. Aber das 
Etikett ist irreführend. Die GUS ist 
keine wirkliche Gemeinschaft, kein 
Subjekt des Völkerrechts. Und die 
Unabhängigkeit ihrer Mitglieder ist 
mehr als fragwürdig. Deren Ge­
schichte als Sowjetrepubliken, die 
sie für Rußland zum „nahen Aus­
land“ macht, die Sicherheitsinter­
essen und das unverhohlene Vor­
machtstreben Rußlands sowie die 
Anwesenheit russischer Truppen 
in allen diesen Ländern (außer Us­
bekistan) bedingt zweifellos eine 
erhebliche Einengung ihrer politi­
schen Optionen.

In der GUS sind sowohl zentrifu­
gale als auch zentripetale Kräfte am 
Werk. Die meisten GUS-Staaten 
sind finanziell und wirtschaftlich 
stark von Rußland abhängig. Um 
so mehr fürchten sie -  nicht erst seit 
dem Duma-Beschluß zur Wieder­
herstellung der Sowjetunion daß 
Rußland mit Hilfe der GUS-lntegra- 
tion versuchen könnte, das russi­
sche Imperium zu restaurieren, was 
sich lähmend auf ihre Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit im GUS-Rah- 
men auswirkt. So gibt es zum Bei­
spiel in der zwischen Russophobie 
und Russophilie hin- und hergeris­
senen Ukraine -  dem nach W irt­

schaftskraft und Bevölkerungszahl 
zweitwichtigsten GUS-Land -  Be­
strebungen in Richtung auf das 
Fernziel einer EU-Mitgliedschaft.

Vor diesem Hintergrund verwun­
dert es kaum, daß sich die GUS-ln- 
tegration in „unterschiedlichen Ge­
schwindigkeiten“ und „ä la carte“ 
auf drei Ebenen vollzieht: Da ist ein­
mal die „hochintegrierte“ Gemein­
schaft RußlandAVeißrußland, so­
dann der als „Gemeinschaft Inte­
grierter Staaten“ (GIS) firmierende 
harte Kern der GUS (mit der Zwei­
ergemeinschaft sowie Kasachstan 
und Kirgisien) und schließlich die 
alte GUS-12 mit multilateraler Zu­
sammenarbeit auf der Basis des je­
weils kleinsten gemeinsamen Nen­
ners und (soweit man sich auf einen 
solchen nicht einigen kann) auf der 
Grundlage von Abkommen wech­
selnder Gruppen von Mitgliedern.

Wie die Zukunft der GUS ausse- 
hen wird, vermag angesichts dieser 
divergierenden Kräfte niemand zu 
sagen. Zudem wird sie ganz w e­
sentlich von der innenpolitischen 
Entwicklung in den größeren M it­
gliedsländern bestimmt werden. 
Für starke Kräfte in Rußland ist die 
Wiederherstellung des russischen 
Imperiums mehr als eine Herzens­
angelegenheit. ln den übrigen GUS- 
Staaten, vor allem jenen, in denen 
die Demokratisierung gescheitert 
ist, werden -  neben w irtschaftli­
chen Überlegungen -  die Interes­
sen der Machteliten die Haltung zur 
GUS bestimmen. Nach den Erfah­
rungen des Tschetschenien-Krie­
ges scheint es gänzlich unwahr­
scheinlich, daß Rußland versuchen 
könnte, eine vertiefte GUS-lntegra- 
tion mit Gewalt zu betreiben. Eine 
freiwillige Reintegration erscheint 
aber -  sieht man einmal von Weiß­
rußland ab -  nicht minder unwahr­
scheinlich. Somit ist abzusehen, 
daß sich auf dem Gebiet der ehe­
maligen UdSSR neue Formen der 
regionalen Zusammenarbeit her­
ausbilden werden, deren Intensität 
und räumliche Grenzen heute aller­
dings noch ungewiß sind.
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